
ein Projekt, für das nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vom 24.02.2010 
(letzte Änderung vom 08.09.2017) in Verbindung mit der 
Ziffer 13.3.2 der Anlage 1 zum UVPG, eine allgemeine Vor-
prüfung des Einzelfalls durchzuführen ist. Dabei hat die Be-
hörde festzustellen, ob für das Vorhaben eine Verpflichtung 
zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
besteht. Soll eine Umweltverträglichkeitsprüfung unterblei-
ben, ist dies bekannt zu geben.

Die Prüfung der vorgelegten Antragsunterlagen hatte zum 
Ergebnis, dass die Durchführung einer Umweltverträglich-
keitsprüfung für das Vorhaben nicht erforderlich ist, weil 
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu 
besorgen sind.

Maßgebend ist hierbei, die geringe ökologische Empfind-
lichkeit des Standortes und die Merkmale des Vorhabens. 
Durch die Gewässerbenutzung werden lokal vorhandene 
Schutzgüter nicht oder nur geringfügig beeinträchtigt.

Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung ist nicht selb-
ständig anfechtbar.

 Im Auftrag 
 gez. Max Roerkohl

 Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 85

56  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Bezirksregierung Münster   11.03.2019 
- Dezernat 54 -  
Az.: 500-0303823-N830/0070.E

Erlaubnisverfahren zur temporären Grundwasserför-
derung im Zuge der Errichtung abwassertechnischer 
Anlagen. Errichtung der RÜB GE-Emscherstraße am 
Pumpwerk GE-Springbach in Gelsenkirchen.

Die Emschergenossenschaft, Kronprinzenstraße 24, 45128 
Essen hat am 06.02.2019 die Erlaubnis zur temporären 
Entnahme von Grundwasser und Wiedereinleitung in die 
Emscher beantragt. Im Rahmen der Errichtung der ab-
wassertechnischen Anlage „RÜB GE-Emscherstraße am 
Pumpwerk GE-Springbach“ muss der anstehende Grund-
wasserspiegel über die Bauzeit auf ein für den erforderli- 
chen Bauablauf unschädliches Maß abgesenkt werden. Die 
Dauer der beantragten Wasserhaltung beträgt ca. 22 Monate. 
Das während der Baumaßnahme über die Förderanlagen 
gehobene Grundwasser wird in die ortsnahe Emscher ein-
geleitet.

Die Fördermenge beträgt mehr als 100.000 m³/a und weni-
ger als 10 Mio. m³/a. Bei dem Vorhaben handelt es sich um 
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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

B: Verordnungen, Verfügungen und Bekanntmachungen 
der Bezirksregierung 69
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des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) 69
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C: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer 
Behörden und Dienststellen 70

44 1. Haushaltssatzung  
des Zweckverbandes Studieninstitut für 
kommunale Verwaltung Westfalen-Lippe für 
das Haushaltsjahr 2018 70
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der Bezirksregierung 85

56  Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über  
die Umweltverträglichkeitsprüfung 85
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57 Regionalverband Ruhr 85

B: verordnungen, verfügungen und Bekanntmachungen der Bezirksregierung

c: Rechtsvorschriften und Bekanntmachungen anderer Behörden und Dienststellen

57 Regionalverband Ruhr

Die 22. Sitzung der Verbandsversammlung findet am

Freitag, 29. März 2019 – 10:00 Uhr – 
hendrik-Witte-Saal, chorforum Essen,  

Fischerstr. 2-4, 45128 Essen 

statt.

tagesordnung

Öffentlicher teil

. Niederschrift der Sitzung vom 14.12.2018

1. Angelegenheiten nach landesplanungsgesetz

.  Vorlagen der Bezirksregierungen/des Strukturaus-
schusses

1.1  Förderprogramm Kommunaler Straßenbau 2019 
hier: Unterrichtung und Beschlussfassung

.  Vorlagen des Regionalverbandes Ruhr/Planungsaus-
schusses

1.2  Änderungsverfahren zum Regionalen Flächennut-
zungsplan (RFNP) 32 E Icktener Straße (ehm. Tennis- 
anlage)

1.3  Änderungsverfahren 34 GE des Regionalen Flächen- 
nutzungsplanes (RFNP)  
Erteilung des Einvernehmens gemäß § 39 Abs. 3 
LPlG NRW

1.4  12. Änderung des Regionalplans für den Regierungs- 
bezirk Münster, Teilabschnitt Emscher-Lippe: Nach-
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2.14.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE:
  Beteiligung des Regionalverbandes Ruhr und der 

Fraktionen in der Verbandsversammlung an der 
Ruhrkonferenz

2.14.2  Ruhrkonferenz – Einbindung der Mitglieder der 
Verbandsversammlung  
hier: Antwort der Verwaltung auf die Anfrage der 
Fraktion Die Linke vom 06.02.2019

2.15 Anfragen und Mitteilungen

Essen, 08.03.2019

Josef Hovenjürgen

Vorsitzender der Verbandsversammlung

 Abl. Bez.Reg. Mstr. 2019 S. 85-86

nutzung ehemaliger Bergbaustandorte auf dem Ge-
biet der Städte Bottrop, Datteln, Haltern am See, 
Herten und Marl (Erarbeitungsbeschluss)

1.5 Anfragen und Mitteilungen

1.5.1  Abbildung von Deponien im neuen Regionalplan 
hier: Antwort der Verwaltung und des LANUV

2. Angelegenheiten nach RvR-Gesetz

. Vorlagen aus dem Verbandsausschuss

2.1  Zweites Gesetz zur Weiterentwicklung des Neuen 
Kommunalen Finanzmanagements für Gemeinden 
und Gemeindeverbände im Land Nordrhein-Westfa-
len und weiterer kommunalrechtlicher Vorschriften 
(2. NKF-Weiterentwicklungsgesetz – 2. NKFWG 
NRW) Artikel 7: Änderung des Gesetzes zur Be-
schleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamt-
abschlüsse

2.2  Entwurf des Gesamtabschlusses zum 31.12.2015 des 
Regionalverbandes Ruhr

2.3  Überplanmäßige Mittelbereitstellung im Referat 02 - 
Verbandsgremien

2.4 Sozialkonferenz Ruhr 2019

2.5  Angelegenheiten der Business Metropole Ruhr 
GmbH (BMR)

  - Weiterführung der ruhr:HUB GmbH unter Beteili-
gung der BMR

. Vorlagen aus dem Planungsausschuss

2.6 Radschnellweg Mittleres Ruhrgebiet  
 hier: Sachstand und weiteres Vorgehen

. Vorlagen aus dem Wirtschaftsausschuss

2.7  Angelegenheiten der Freizeitgesellschaft Metropole 
Ruhr

2.7.1  Freizeitgesellschaft Metropole Ruhr mbH 
- Investitionszuschuss

2.7.2  Freizeitgesellschaft Metropole Ruhr mbH
  - Betriebsstätte Revierpark Vonderort - Teilnahme der 

Stadt Oberhausen am Förderprogramm des Bundes 
„Sanierung kommunaler Einrichtungen des Sports, 
der Jugend und der Kultur“ im Revierpark Vonderort

2.8  Angelegenheiten der Abfallwirtschaft metropoleruhr 
GmbH  
Jahresabschluss zum 31.12.2016 sowie zum 31.12.2017

2.9 Bericht über die Beteiligungen nach GO NRW 2017

. Vorlagen aus dem Umweltausschuss

2.10 Lern- und Erlebnislabor Industrienatur

. Vorlagen aus dem Betriebsausschuss Ruhr Grün

2.11  Feststellung des geänderten Wirtschaftsplanes der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr Grün 
2019

2.12  Feststellung des Jahresabschlusses und Lageberichts 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung RVR Ruhr 
Grün zum 31.12.2017  
Beschluss über die Zuführung zur Ausgleichsrücklage 
Entlastung des Betriebsausschusses RVR Ruhr Grün

. Vorlagen ohne Fachausschussbeteiligung

2.13 Umbesetzung von Ausschüssen und Gremien

.  Anträge der Fraktionen auf Aufnahme eines Tages-
ordnungspunktes

2.14 Ruhrkonferenz
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